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Ju halt: 


Hygieniſche Anforde rungenan Erziehungsanſtalten. Von Dr. Egbert 

Kleinſaſſer, k. k. Landes⸗Sanitätsinſpector. 

Mittheilungen aus der Praxis. 

Die in Folge der ungerechtfertigten Verurtheilung eines Lehrlings um die Zeit 
der verbrachten Strafhaft bewirkte Verlängerung der Lehrzeit desſelben be⸗ 
gründet im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 64, einen vermögensrechtlichen Nachtheil und daher den Anſpruch auf 
Entſchädigung. 

Unter die im § 7 des Reichs⸗Waſſergeſetzes vom 30. Mai 1869, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 93, erwähnten ſchiffbaren Gewäſſer find auch die flößbaren einzureihen. 
Die Errichtung von Ueberfuhren auf ihnen bedarf behördlicher Bewilligung, 
ſollten dieſelben auch nicht für gewerbmäßigen Perſonentransport beſtimmt fein. 

Notiz. 


Berjonalten. — Erledigungen. 


Hygieniſche Anforderungen an Erziehungsanſtalten.! 
Von Dr. Egbert Kleinſaſſer, k. k. Landes⸗Sanitätsinſpector. 


5 en: 10 Jahren wurden mehrfache Klagen laut über auch 
u ſani ärer Oi 99 ne Miſsſtände in Erziehungsanſtalten, 
Anus er nd eh ln und Studentenquartieren. 
Dieſe Klagen ufmerkſamkeit der Sanitäts- und Unter⸗ 
richksbehörden nicht entgangen und haben im Nachhange zu den auf 
korperliche Ausbildung der Schüler und auf Schulgefundheitspflege 
hinzielenden Erläſſen des k. k. Unterrichtsminiſteriums vom 15. Sep⸗ 
tember 1890, 3. 19.097 und vom 12. März 1895, 3. 27.638, 
noch den Erlaſs vom 17. December 1897, 3. 26.715, zur Folge 
ven welcher iS en Geſundheit der in ſolchen Anſtalten 
untergebrachten Kinder betrifft. 
1 e N größte 1 15 e darauf aus⸗ 
„die dur 8 mmenleben der Jugend in derlei 
aach verſgirdenen 1 1 in weitaus e i i 15 
dene bedrohte Gesundheit derſelben Eile beſonderen Schutze zu 
a iſen, ein ſolcher Schutz jedoch nur unter Mitwirkung der Arzte 
wee 15 1 N 90 es 110 
% maß, nachfolgend die Grundſä echen, welche in 
fue Re Hinſicht bei der Errichtung folder Anſtalten als uner⸗ 
äßlich zu fordern wären, beziehungsweiſe welche bei bereits beſtehen⸗ 
den Aufalken als eine ſanit tspolizeiliche conditio sine qua non 
e aus offentlichen Rückſichten nachträglich anzuſprechen 
vären. 
a } \ ſtellen wären, iſt vor lem wohl die, daß 
ſich ſolche Anſtalten nur in geſunden Gegenden befinden ſollen. 


Aus der Zeitſchrift „Das österr. Sanitätsweſen“. 


Solche Anſtalten ſollen demnach thunlichſt auf dem Lande oder 
in Städten kleineren, höchſtens mittleren Umfanges, fernab von Groß— 
ſtädten zur Errichtung kommen. Bei der Wahl der Oertlichkeit werden 
demnach die hygieniſchen Verhältniſſe der anſäſſigen Bevölkerung nach 
Alter und Geſchlecht geſondert, die Morbidität und Mortalität an 
Infectionskrankheiten des betreffenden Ortes in erſter Linie in Er⸗ 
wägung zu ziehen ſein. Orte in waldreicher Gegend mit reiner, ſtaub— 
freier Luft, in ſonniger, erhöhter Lage, der Inundation nicht aus— 
geſetzt; Orte mit wenig geräuſchvollem Treiben, mit nicht allzu regem 
Verkehr, werden bei der Wahl für die Errichtung von derlei Anſtalten 
gegenüber Orten in Niederungen, in der Nähe von Induſtrien, Berg⸗ 
werken, wo die Gelegenheit zu Infectionen, zu Unglücksfällen eine 
häufigere iſt, vorzuziehen ſein. 

Die Möglichkeit der Verunreinigung von Luft und Boden ſoll 
in ſolchen Orten thunlichſt ausgeſchloſſen fein. Orte mit offener Ver⸗ 
bauung ſollen ſolchen mit geſchloſſener Verbauung unter Umſtänden 
vorgezogen werden, Orte mit Wohngebäuden in verborgener, der Be— 
ſonnung nicht ausgeſetzter Lage ſind zu vermeiden; Orte, die keine 
zweckmäßige Canaliſirung, keine geregelte Mehrungsabfuhr beſitzen, 
Orte mit einer ſchlechten Trink- und Nutzwaſſerverſorgung, oder ſolche, 
in denen die allgemeine Wohnungshygiene keine oder nicht die ge— 
bührende Beachtung findet, die allgemeine Ortsreinlichkeit vernach— 
läſſigt wird, ſind bei der Wahl der Oertlichkeit für ſolche Anſtalten 
als ungeeignet zu bezeichnen. 

Iſt nun die Oertlichkeit für die Errichtung einer ſolchen Anſtalt 
als ſanitär geeignet erkannt, ſo obliegt es dem in ſolchen Fällen 
intervenirenden Arzte, bei der Wahl der Bauſtelle und bei der Be— 
ſtimmung der Bauart der Anſtalt ſeinen Einfluß mit aller Energie 
dahin auszuüben, daß das Bauterrain ein vollkommen geſundes ſei, 
daß der Bau nach den Grundſätzen der Bauhygienie ausgeführt werde, 
und find die in dem Exlaſſe des Miniſteriums für Cultus und Unter⸗ 
richt vom 9. Juni 1873, Z. 4816, hinſichtlich der Wahl des Bau⸗ 
platzes und der Bauausführung im Allgemeinen für Schulhausbauten 
angeführten Grundſätze auch bei derlei Angelegenheiten in analoger 
Weiſe zu verwerthen.! 

Was nun die weitere Ausgeſtaltung folder Baulichkeiten, ſpeciell 
die Eintheilung ſowie Anordnung der Räume ꝛc. anbelangt, ſo wird 
man in dieſer Hinſicht die ſicherlich berechtigte Anforderung ſtellen 
müſſen, daß jedes derartige Inſtitut, abgeſehen von allen dem etwaigen 
Unterricht gewidmeten Übicationen, für Wohnzwecke allein zu enthalten 
haben wird: Tagesaufenthalts-, Schlaf, Speiſe⸗ und Nebenräume. 


ı Diefe Verordnung hat der Oberſte Sanitätsrath im Jahre 1888 ge: 
legentlich der Berathung eines derartigen Entwurfes für die Bukowina als den 
auf dem Gebiete der Schulhygiene eingetretenen Fortſchritten nicht mehr entſpre⸗ 
chend, ſomit reviſionsbedürftig hingeſtellt, und wurden die gektend gemachten Ab⸗ 
änderungsanträge dieſes Fachrathes in der Verordnung des k. k. Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht vom 8. Juni 1890, 3. 9782, (vide Dr. Daimer, Hand: 
buch der öſterreichiſchen Sanitätsgeſetze, II. Bd., Seite 593) zum größten Theil 
aufgenommen. 
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Hinſichtlich der Tagesaufenthaltsräume, welche zugleich 
Arbeits⸗(Studir⸗ räume fein können, iſt die Forderung zu ſtellen, 
daß dieſelben wegen ordentlicher Belichtung und Beſonnung nach 
Süden, Südweſt und Südoſt ſituirt ſein ſollen. Hinſichtlich der 
Größe dieſer Räume iſt zu verlangen, daß dieſe mit der Zahl der 
Inſaſſen im richtigen Verhältniß ſtehen ſoll, wobei die für einen In⸗ 
ſaſſen zu begehrende Bodenfläche je nach dem Alter des Zöglings mit 
12, 15, 18 Cubikmeter zu berechnen ſein wird. 

Nachdem die heranwachſende Jugend gegen unreine Luft beſon— 
ders empfindlich iſt, und bei Mangel an ſolcher gleich Schaden an 
der Geſundheit erfährt, kann die Forderung nach fleißiger Luſt— 
erneuerung in ſolchen Tagesaufenthaltsräumen nicht decidirt genug 
aufgeſtellt werden und hat dieſe am vortheilhafteſten in der Weiſe 
zu geſchehen, daß Thüren und Fenſter zu allen Zeiten, wenn ſich die 
Inſaſſen einer ſolchen Anſtalt nicht in dieſen Räumen aufhalten, ge= 
öffnet bleiben, während in der übrigen Zeit die beſtändige Luft— 
erneuerung durch zweckmäßige Ventilationseinrichtungen bewirkt werden 
ſoll (vide Schulhygiene, vorne citirter Miniſterial-Erlaß). 

Die Ventilation kann in der Heizperiode in ſehr zweckmäßiger 
Weiſe mit den Heizanlagen verbunden ſein. 

Die Heizung ſoll den Zimmern eine ausreichende gleichmäßige 
Wärme liefern, ohne die Luft zu verſchlechtern. 

Kleinere Erziehungsanſtalten mit geringer Anzahl von Wohn— 
räumen werden mit der Localheizung das Auslangen finden, für 
größere Inſtitute wird die Centralheizung anzuwenden ſein. 

Zur Localheizung werden Kachel- und Mantelöfen mit Kachel— 
bekleidung, für Ventilation eingerichtet, von innen heizbar, mit ab— 
ſperrbaren Heizthüren, ausreichen, während gußeiſerne Oefen alter 
Conſtruction keine Verwendung finden dürfen. 

Von den Centralheizungen können die Luft-, die Warm- und 
Heißwaſſer- und namentlich die Warmwaſſer-Niederdruck-Heizung in 
Frage kommen. Die letztere iſt nach den bisherigen Erfahrungen die 
leiſtungsſähigſte. 

Die wünſchenswerthe Temperatur für Wohnräume liegt zwiſchen 
16 und 19 Grad C. 

Hinſichtlich der Belichtung der Tagesauſenthaltsräume wird man mit 
den analogen Anforderungen, welche die Schulhygiene an Lehrzimmer ſtellt, 
das Auslangen finden; zur künſtlichen Beleuchtung empfiehlt es ſich, 
wo dies möglich iſt, zur elektriſchen Glühlichterbeleuchtung zu greifen. 
Nach dieſer iſt Gaslicht mit Glühkörpern zunächſt zu empfehlen; 
allerdings müßte bei dieſer Beleuchtung vorgeſorgt werden, daß die 
Brenngaſe ſofort bei ihrer Entwicklung abgeleitet und jede ſtrahlende 
Wärme ferngehalten wird. In Ermanglung der Möglichkeit zur Be— 
leuchtung durch elektriſches oder Gasglühlicht erübrigt nichts als die 
Oel- und Petroleumbeleuchtung. 

Nach den Unterſuchungen von Prof. Prausnitz iſt die ins 
directe diffuſe Beleuchtung mit elektriſchem oder Gasglühlicht der 
directen Beleuchtung unter allen Verhältniſſen vorzuziehen (vide die 
einſchlägige Abhandlung, publicirt im „Archiv für Hygiene“, Band 
XXIX, 2. Heft). 

Selbſtverſtändlich darf man bei jeder dieſer künſtlichen Beleuch- 
tungsarten nur ſolche Einrichtungen zulaſſen, die auch allen Rück— 
ſichten für die körperliche Sicherheit der Anſtaltsinſaſſen Rechnung tragen. 

Die Lichtmenge für die Arbeitsplätze mird man im Minimum 
mit ſieben Meterkerzen feſtzuſtellen haben, d. h. man mird verlangen 
müſſen, daß die Arbeitsplätze derart beleuchtet ſind, als wenn auf 
jeden das Licht von wenigſtens ſieben in circa 1 Meter Entfernung 
aufgeſtellten Normalkerzen ausſtrahlen würde. (Als Normalkerze wird 
eine Stearinkerze angenommen, von welcher zwölf auf 1 Kilogramm 
gehen.) 

Was die weitere Ausgeſtaltung der Tagesaufenthaltsräume an- 
belangt, haben dieſelben Arbeitstiſche zu enthalten, die nach den gleichen 
Principien wie die Subſellien für Schulzimmer zu conſtruiren ſind, 
was ſelbſtredend auch für Seſſel gilt. In dem Arbeitsraum ſind auch 
die Bücherſtellagen, Kleiderrechen und Käſten für Oberkleider anzu⸗ 
bringen. Iſt die Schaffung eigener Garderobezimmer erreichbar, ſo iſt 
derſelben das Wort zu reden. 

Wäſchekäſten gehören ins Schlafzimmer. Schmutzige Wäſche 
aber iſt nach dem jeweiligen Wechſel allſogleich aus den Wohnräumen 
abzutragen, d. h. wegzuſchaffen. 


Ein ganz beſonderes Augenmerk iſt den Schlafräumen zu— 
zuwenden. 

Dieſelben ſind ſtets in einem Obergeſchoß des betreffenden Ge— 
bäudes, niemals im Souterrain oder Dachraume unterzubringen, auch 
empfiehlt es ſich, dieſelben von den Tagräumen vollends abzu— 
ſchließen. 

Schlafzimmer dürfen nien ach Norden gelegen ſein; auch 
iſt es wünſchenswerth, denſelben eine ſolche Lage zu geben, daß ſie 
auf zwei gegenüber liegenden Seiten Fenſter erhalten können, wobei 
jedoch ſtrenge zu vermeiden fein wird, daß die Schlafſtellen der Zug— 
luft ausgeſetzt wären. In Betreff der Lüftung der Schlafräume gelten 
dieſelben Grundſätze, wie für die Tagesräume. Der auf jeden Zögling 
entfallende Luftraum darf im Schlafzimmer zum Mindeſten nicht 
geringer fein, als im Tagraume. Er hat ſomit bei einer Mindeft- 
bodenfläche von 6 Quadratmeter je nach dem Alter der Zöglinge 12, 
15, 18, 20 Cubikmeter zu betragen. 

Für jeden Zögling iſt ein eigenes Bett beizuſtellen. Etagebetten 
ſind zu verbieten; zwiſchen je zwei Betten, beziehungsweiſe zwei Bett— 
reihen hat ein Abſtand von mindeſtens 1˙5—2˙0 Meter frei zu 
bleiben. 

Die Schlafzimmer ſind des Nachts beleuchtet zu halten. Oel— 
licht in Hängelampen mit mattem Glas, Gasflammen oberhalb der 
Eingangsthüre, hinter einem Glasfenſter, elektriſches Glühlicht mit 
durchſcheinenden Schirmen bedeckt, find die gebräuchlichſten Beleuchtungs⸗ 
arten für dieſe Zwecke. Die Anbringung des Nachtlichtes ober der 
Eingangsthüre iſt beſonders empfehlenswerth, weil dadurch auch der 
Corridor beleuchtet, und bei Gas-, Oel- oder Petroleumbeleuchtung 
die Erfüllung des Schlafzimmers mit Verbrennungsgaſen verhin— 
dert wird. 

Alle Schlafzimmer müſſen gut ventilirt und heizbar ſein. Bei 
Localheizung iſt die Anbringung von ſogenannten Ofenklappen ſtrengſtens 
zu verbieten. 

Das in einigen Convicten und Seminarien eingeführte Schlafen 
der Zöglinge in ungeheizten Zimmern, bei offenen Fenſtern, iſt eine 
bei jugendlichen Individuen im Alter von 10 bis 14 Jahren nicht 
zu billigende Einrichtung, gegen die ſich vielleicht nur in ſüdlichen 
Klimaten nichts einwenden ließe. Bei dem Klima in den Alpenländern, 
in den Sudetenländern, in Galizien und der Bukowina bringt die— 
ſelbe im Winter bei intenſiver Kälte oder bei feuchter Luft leicht 
directe Geſundheitsgefahren mit ſich. „ 

Die Benützung von Nachttöpfen in den Schlafzimmern gegen- 
ſtändlicher Anſtalten iſt aus Sittlichkeits⸗ und Reinlichkeitsgründen 
zu vermeiden, allerdings ſetzt aber dieſe Anforderung voraus, daß die 
Abortanlagen nicht zu weit von den Schlaſzimmern entfernt, ſomit 
leicht zugänglich ſind, daß ſie des Nachts entſprechend beleuchtet ſind 
und eine den hygieniſchen Anforderungen entſprechende Ausgeſtaltung 
haben, d. h. mit Vorräumen, Waſſerbeſpülung, Geruchsverſchlüſſen, 
guter Ventilation ꝛc. verſehen ſind. Auch iſt es nothwendig, daß die 
Aborträume, wenn nicht gerade beheizt, ſo doch ſo weit vorgewärmt 
ſind, daß die Inſtitutsinſaſſen bei der nächtlichen Benützung dieſer 
Anſtandsorte ſich nicht erkälten können. 

Was nun die Betten anbelangt, iſt es ganz natürlich, daß jedes 
der Größe des Zöglings entſprechen muß. Eiſenbetten mit Drahtein- 
ſätzen, Matratze, Roßhaarkeilkiſſen, dem nöthigen Leinenzeug, ein oder 
zwei Wolldecken, ſind die beſten und geſündeſten Lagerſtätten ſür die 
wachſende Jugend. 

In den Schlafzimmern iſt ſtrenge Zucht und Ordnung zu 
halten. Dieſelben dürfen nur unmittelbar vor Beginn der durch die 
Hausordnung feſtgeſetzten Schlafſtunde betreten werden und ſind die 
Ueberkleider und Schuhe wohl nie im Schlafzimmer, 
ſondern ſtets außerhalb desſelben, auf eigens hiezu beſtimmten Stellen 
abzulegen, damit durch die Ausdünſtung des Schuhwerks und der 
Kleider nicht gleich von vorneherein die Luft des Schlafzimmers ver— 
unreinigt wird. 

Das Speiſezim mer ſoll thunlichſt nahe der Küche ange— 
bracht ſein und hat die der Zöglingszahl erforderliche Größe, eine 
hinreichende Geräumigkei und Höhe, ſowie Helligkeit und Ventilation 
zu beſitzen. 

An Nebenräumen ſoll jede Anftalt, in der Kinder zuſammen— 
leben, vor Allem ſeparate Waſchzimmer enthalten, in denen ſich die 
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Zöglinge waſchen können. Dieſe Räume ſollen thunlichſt nahe den 
Schlafzimmern ſein und womöglich direct von dieſen und auch von 
den Tagesräumen zugänglich fein, cementirte Fußböden und die noth- 
wendigen Waſchrequiſiten beſitzen. Die Rückſicht auf die Rein⸗ und 
Trockenhaltung der Schlafzimmer allein erfordert die Errichtung 
jeparater Waſchräume. Die Waſchvorrichtung, aus waſſerdichtem 
Material, iſt am beſten in der Mitte des Zimmers aufgeſtellt, damit 
ſie von allen Seiten zugänglich iſt. Für jeden Zögling iſt eine eigene 
Waſchſchüſſel, nach Art der Küppſchüſſeln, anzubringen und hat das 
benützte Waſchwaſſer mittelſt einer fleißig durchſpülten, mit Geruchs⸗ 
verſchlüſſen verſehenen Rohrleitung abgeführt zu werden. Ueber jeder 
Schüſſel ſollen ſich der Waſſerzufluß, ein Handtuch und Schwamm- 
halter, unter ihr ein Fach für Kämme, Seife, Bürſte, ein Waſſer— 
glas, die Zahnreinigungsrequiſiten ꝛc. befinden. An den Wänden des 
Waſchzimmers ſollen die Spiegel aufgehängt ſein, welche den Zög— 
lingen das Toilettemachen ermöglichen. 8 

Weitere unentbehrliche Nebenräume, die jedes derartige Erziehungs- 
inſtitut in einer nach Maßgabe der Zöglingsanzahl entſprechenden 
Menge haben ſoll, ſind die Baderäume. 

Dieſelben können neben den Waſchräumen, oder was noch beſſer 
iſt, abgeſondert von denſelben, zunächſt der Koch- oder Waſchküche 
angebracht ſein und haben außer einer zweckmäßigen ſalubren Situirung 
und Zugänglichkeit, eine der Zahl der Zöglinge angepaßte Zahl von 
Cabinen für Wannenbäder oder gut eingerichtete Brauſebader zu 
enthalten. 

Auf alle Fälle ſollte den Zöglingen mindeſtens wöchentlich 
einmal ein Fußbad und alle 14 Tage ein Wannenbad verabfolgt 
werden. 

Sind Brauſebaͤder vorgeſehen, jo hätte jeder Zögling mindeſtens 
wöchentlich einmal ein Brauſebad zu erhalten. 

In Betreff der Küchen (Waſch- und Kochküche ſammt Zuges 
hör) iſt die Forderung zu ſtellen, daß dieſelben ſo zu ſituiren und 
auszuſtatten find, daß fie in keiner Weiſe, weder durch Lärm, noch 
durch Dünſte und Dämpfe, beläſtigen und falls halbwegs thunlich 
von jedem Contact mit den Zöglingen abgeſchloſſen bleiben. 

Eine tadellofe Waſſerverſorgung iſt eine für jede 
Erziehungsanſtalt ſelbſtverſtändlich unerläßliche Anforderung. 

Hinſichtlich der Aborträume wird auf das bereits Geſagte 
verwieſen. Im Allgemeinen wird man gut thun, in dieſer Hinſicht 
ſich an die Beſtimmungen der mehrfach erwähnten ſchulhygieniſchen 
Vorſchriften zu halten. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die in Folge der ungerechtfertigten Verurtheilung eines Lehrlings um 

die Zeit der verbrachten Strafhaft bewirkte Verlängerung der Lehrzeit 

desſelben begründet im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 16. März 

1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, einen vermögensrechtlichen Nachtheil 
und daher den Auſpruch auf Entſchädigung. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 21. April 1899 ge= 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage de praes. 7. März 
1899, 3. 58 R.⸗G., des Stanislaus Bochenski, Lehrjungen in Tar⸗ 
now, reſp. ſeines Vaters Johann Bochenski, durch Dr. Wilhelm 
Hochberg, auf Zahlung von 80 fl. als Entſchädigung für ungeredht- 
fertigte Verurtheilung, zu Recht erkannt: 

Das k. k. Aerar iſt ſchuldig, dem Stanislaus Bochenski binnen 
14 Tagen als Entſchädigung für die ungerechtfertigte Verurtheilung 
anſtatt des angeſprochenen Betrages von 80 fl. ö. W. den ermäßigten 
Betrag von 35 fl. mit 5% Zinſen ſeit dem Tage der Zuſtellung 
der Klage, d. i. dem 11. März 1899 zu bezahlen. 

Ein Spruch über die Proceßkoſten findet nicht ſtatt. 

Grü nde: In der Klage wird angeführt: Mit Urtheil des 
. Bezirksgerichtes Zarnöw vom 21. Juni 1897, 3. 4126, wurde 
Kläger zur Arreſtſtrafe in der Dauer eines Monates verurtheilt, 
welche Strafe er auch abbüßte. Mit Urtheil desſelben Gerichtes vom 
6. Auguſt 1898, 3. U. VIII. 744/98/3, wurde er anläßlich einer 
Wiederaufnahme von dem ihm zugeſchriebenen Delicte befreit und er 


verlangte nunmehr auf Grund des Geſetzes vom 16. März 1892, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, die Zuerkennung eines Betrages von 80 fl. als 
Entſchädigung; mit Entſcheidung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 
30. December 1898, Z. 30.127, wurde er jedoch abgewieſen, weil 
die von ihm verlangten 75 fl. für die Verlängerung ſeiner Lehrzeit 
keinen vermögensrechtlichen Nachtheil erſetzen ſollen und der Anſpruch 
von 5 fl. für Kleiderabnützung als durch die Art des Strafvollzuges 
bedingt nicht erwieſen iſt. Sein Anſpruch von 75 fl. baſirt darauf, 
daß durch die Abbüßung der Strafe des einmonatlichen Arreſtes die 
Lehrzeit um einen Monat verlängert werde und der Kläger auf dieſe 
Weiſe den Betrag von 75 fl. verliere, welche er als Gehilfe während 
dieſes Monates gewiß verdienen könnte, indem jeder Gehilfe, ſei es in 
Accord, ſei es durch Stückarbeit täglich 2 fl. 50 kr. verdiene. Ob 
der Kläger die Lehrzeit vollenden werde, ob er einen Gehilfenpoſten 
ſofort aufſuchen werde, das befreie das Aexrar von der Verpflichtung 
zu zahlen nicht und ſei die Feſtſtellung eines ſolchen, nicht muth— 
maßlichen, ſondern wirklichen Schadens, wie auch des Anſpruches, 
die Vergütung des Schadens, wenn auch ſeinerzeit zu erhalten, nicht 
ausgeſchloſſen. Bezüglich der reſtlichen 5 fl. für Kleiderabnützung 
müſſe erwähnt werden, daß der Nachweis desſelben deßhalb unter— 
laſſen wurde, weil der Kläger hiezu nicht aufgefordert worden iſt. 
Durch die Zeugen Majka, Wiesniewski und Gontarski erbietet ſich 
der Kläger zu beweiſen, daß ſeine Kleidungsſtücke beim Antritte der 
Strafe tadellos waren und daß er dieſelben während der Arbeit, 
wozu er während der Strafhaft angehalten wurde, und nur anläßlich 
derſelben, gänzlich, und zwar zu Lumpen abgenützt habe. Der Werth 
derſelben könne durch ſeine Abhörung, reſp. Einvernehmung erwieſen 
werden. Er ſtellt ſonach die Bitte: Das Reichsgericht geruhe zu er— 
kennen, das Aerar ſei ſchuldig, ihm den Betrag von 80 fl. ſammt 
5% Zinſen vom Klagetage und die Koſten des Streites binnen 
14 Tagen unter Executionsſtrenge zu bezahlen. 

In der vom Juſtizminiſterium erſtatteten Gegenſchrift wird an— 
geführt: Nach § 1 des Geſetzes vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 64, kann der Freigeſprochene für die durch die ungerechtfertigte 
Verurtheilung erlittenen vermögensrechtlichen Nachtheile vom Staate 
eine Entſchädigung verlangen. Es muß alſo ein bereits erlittener ver— 
mögensrechtlicher Nachtheil nachgewieſen werden. Der Kläger verlangt 
den Erſatz eines eventuell entgehenden künftigen Gewinnes, indem er 
den Erſatz von täglich 2 fl. 50 kr. für Verlängerung feiner Lehrzeit 
um einen Monat begehrt. Nach § 98 a Gewerbeordnung darf die 
Dauer der Lehrzeit bei nicht fabriksmäßig betriebenen Gewerben nicht 
weniger als zwei und nicht mehr als vier Jahre betragen. Innerhalb 
dieſer Grenzen ſteht es nach Maßgabe des $ 119 b, Punkt f Gew.-Ord. 
den Genoſſenſchafts-Verſammlungen zu, in dieſer Beziehung Beſchlüſſe zu 
faſſen, welche in die Statuten der betreffenden Genoſſenſchaft aufs 
zunehmen ſind. Wo und in wie ferne die Genoſſenſchafts-Ver⸗ 
fammlungen ſolche Beſchlüſſe nicht gefaßt haben, iſt die Beſtimmung 
der Zahl der Lehrjahre innerhalb der obigen Grenzen Gegenſtand des 
freien Uebereinkommens (Handelsminiſterial-Verordnung vom 17. 
September 1883, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 149). Eine Verlängerung bis zu 
einem Jahr kann eintreten in Folge Vernachläſſigung des Unterrichtes 
und Nichtbeſtehens einer vorgeſchriebenen Lehrlingsprüfung (§ 99 b 
Gewerbeordnung), das Lehrverhältniß kann aus den im § 101 Ge— 
werbeordnung bezeichneten Gründen vorzeitig aufgelöſt werden, der 
Lehrvertrag erliſcht gemäß § 103 Gewerbeordnung durch das Auf— 
hören des Gewerbebetriebes, den Tod des Lehrherrn oder des Lehr— 
lings, durch das Abtreten des Lehrherrrn vom Gewerbe, durch Un— 
fähigkeit des Lehrherrn oder Lehrlings, die eingegangenen Ver— 
pflichtungen zu erfüllen. Vorliegenden Falles fehlt jeder Anhaltspunkt 
dafür, daß Stanislaus Bochenski gerade in zwei Jahren oder einer 
beſtimmten anderen geſetzlichen oder vertragsmäßigen Zeit (§ 99, 3. 4 
Gewerbeordnung) ſeine Lehrzeit beendet haben wird oder würde und 
daß Bochenski die vorausgeſetzte Befähigung auch nur vorausſichtlich 
erlangen wird. Schließlich fehlt jeder Anhaltspunkt dafür, daß Bo⸗ 
chenski ſofort nach Beendigung ſeiner Lehrzeit einen Gehilfenpoſten 
erlangen würde, wo, wann und unter welchen Umſtänden dies der 
Fall wäre. Mit derſelben Berechtigung, mit welcher Bochenski den 
Entgang des künftigen Gehilfenverdienſtes für einen Monat verlangt, 
hätte er auch den Entgang eines künftigen Meiſterverdienſtes für 
einen Monat verlangen können. Dazu kommt noch, daß der Anſprecher 


überſieht, daß überhaupt nur jene Differenz in Frage kommen könnte, 
welche zwiſchen ſeiner finanziellen Lage als Gehilfe und jener als 
Lehrling beſtehen würde. Auch für die Beurtheilung dieſer Frage 
fehlt jeder Anhaltspunkt. Was die Höhe des geſtellten Anſpruches an⸗ 
belangt, fo verweiſt das Juſtizminiſterium darauf, daß nach dem Gut⸗ 
achten der Sachverſtändigen ein gut befähigter Schuſtergehilfe in 
Tarnéw 80 kr. bis 1 fl., bei Stücklohn 1 fl. bis 1 fl. 50 kr., ein 
Anfänger 50 bis 60 kr. täglich verdiene, daß daher Bochenski als 
Gehilfe im erſten Monate beſten Falles 18 fl. 60 kr. verdienen würde 
und er auch bei Zugrundelegung eines ſpäteren Monates auf höchſtens 
46 fl. 50 kr. käme; er müßte denn ſupponiren, daß er einen Ver⸗ 
dienſt in einer Stadt mit höheren Löhnen geſucht und gefunden 
hätte. Bezüglich des zweiten Anſpruches von 5 fl. für Kleider 
abnützung im Arreſte fehlte jeder Nachweis, daß eine ſolche ſtattfand, 
und welchen Umfang ſie erreichte. Das Juſtizminiſterium ſah ſeiner— 
zeit von weiteren Erhebungen in dieſer Richtung ab, weil dieſelben 
1½ Jahre nach der Strafverbüßung unmöglich von Erfolg ſein 
konnten. Das Miniſterium ſtellt ſchließlich den Antrag auf Abweiſung 
des Begehrens des Stanislaus Bochenski. 

Das k. k. Reichsgericht ging bei ſeiner Entſcheidung von 
folgenden Erwägungen aus: 

Nach § 1 des Geſetzes vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 64, kann Derjenige, welcher wegen einer nach der Straf-Proceß— 
ordnung zu verfolgenden ſtrafbaren Handlung rechtskräftig ver— 
urtheilt worden iſt, wenn auf Grund der Wiederaufnahme des Straf- 
verfahrens die Einſtellung des Verfahrens oder die endgiltige Zurück— 
weiſung der Anklage erfolgt, ferner in allen Fällen, in welchen 
nachträglich ſeine Freiſprechung ſtattfindet, für die durch die ungerecht— 
fertigte Verurtheilung erlittenen vermögensrechtlichen Nachtheile vom 
Staate eine angemeſſene Entſchädigung verlangen. 

Als vermögensrechtlicher Nachtheil iſt aber nicht bloß ein als 
Folge der ungerechtfertigten Verurtheilung ſofort eingetretener Schaden 
anzuſehen, ſondern auch ein ſolcher, der nach dem gewohnlichen Lauf 
der Dinge als Folge der Verurtheilung erſt ſpäter ſeine Wirkung 
äußert, denn bei nachgewieſenem Cauſalnexus zwiſchen der Ver— 
urtheilung und dem vermögensrechtlichen Nachtheile, kann mit Grund 
nicht beſtritten werden, daß auch in dieſem Falle die ungerecht— 
fertigte Verurtheilung für den Verurtheilten einen vermögensrechtlichen 
Nachtheil veranlaßt hat. 

Was nun den vorliegenden Fall betrifft, ſo unterliegt es keinem 
Zweifel, daß durch die Verurtheilung des Stanislaus Bocheuski 
deſſen Lehrzeit um einen Monat verlängert wurde, da die Strafhaft 
in die Lehrzeit nicht eingerechnet werden kann. Dabei macht es keinen 
Unterſchied, ob die Dauer der Lehrzeit eine ſtatutariſche oder ver— 
tragsmäßige iſt. 

Stanislaus Bochenski wird ſomit um einen Monat ſpäter Ge⸗ 
hilfe, daher um dieſen Zeitraum ſpäter erwerbsfähig. 

Daß dies einen vermögensrechtlichen Nachtheil begründet, be— 
darf keiner näheren Erörterung, und da die Verurtheilung eine un— 
gerechtfertigte war, ſo gebührt dem Stanislaus Bochenski nach dem 
citirten Geſetze eine angemeſſene Entſchädigung, zumal aus der im 
Adminiſtrativwege eingeholten Auskunft ſeines Lehrherrn Franz Beck 
erſichtlich iſt, daß zu erwarten ſteht, daß Stanislaus Bochenski ein 
tüchtiger Gehilfe werden wird. 

Die angemeſſene Entſchädigung dieſes vermögensrechtlichen 
Nachtheils zu fordern, iſt der Kläger nach dem § 1 des vorcitirten 
Geſetzes berechtigt und zur Bemeſſung derſelben bieten die vorliegenden 
adminiſtrativen Erhebungen ausreichende Anhaltspunkte. 

Was zunächſt die Höhe des Gehilfenlohnes betrifft, ſo ſind 
diesfalls die Angaben der Sachverſtändigen und des Lehrherrn des 
Stanislaus Bochenski, ſowie der Umſtand zu berückſichtigen, daß er— 
fahrungsgemäß wohl ein Steigen, aber nicht ein Sinken des Lohnes 
zu erwarten iſt. 

In Erwägung aller dieſer Momente erſcheint es angemeſſen, 
der Entſchädigung für die Verlängerung der Lehrzeit den Anſatz von 
1 fl. täglich zu Grunde zu legen und hiernach hiefür 30 fl. zu— 
zuſprechen. 

Belangend die Abnützung der Kleidung des Stanislaus Bochenski 
in Folge der Anhaltung deſſelben zu Feldarbeiten in eigener Kleidung, 
ſo wurde dieſer Anſpruch auf Grund der im adminiſtrativen Wege 
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gepflogenen nachträglichen Erhebungen bei der mündlichen Verhand— 
lung vom Vertreter des Juſtizminiſteriums anerkannt, und da auch 
die Angemeſſenheit des diesfalls angeſprochenen Betrages von 5 fl. 
durch dieſe Erhebungen nachgewieſen iſt, ſo iſt auch dieſer Betrag dem 
Kläger zuzuerkennen. 

Das Obſiegen des Klägers begründet auch die Zuerkennung 
der vom Klagstage angeſprochenen 5% Zinſen von dem Geſammt— 
Entſchädigungsbetrage von 35 fl. 

Proceßkoſten konnten nicht zuerkannt werden, da der Kläger 
unterließ, dieſelben zu liquidiren. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 21. April 1899, 3. 102.) 


Unter die im $ 7 des Neichs⸗Waſſergeſetzes vom 30. Mat 1869, 

R. ⸗G.⸗Bl. Nr. 93, erwähnten ſchiffbaren Gewäſſer find auch 

die flößbaren einzureihen. Die Errichtung von Ueberfuhren auf 

ihnen bedarf behördlicher Bewilligung, ſollten dieſelben auch nicht 
für gewerbsmäßigen Perſonentransport beſtimmt ſein. 

Der Baumeiſter Johann H. errichtete, ohne die behördliche 
Bewilligung einzuholen, in der Nähe des Peterbrünnels bei Inns⸗ 
bruck eine Drahtſeilfährte über den Innfluß, um mittels derſelben Sand 
vom linken auf das rechte Innufer zu befördern. Die Fähre ſelbſt 
war kunſtgerecht hergeſtellt, nur Heimlatten waren an ihr nicht ange— 
bracht. Mit dem Betriebe betraute Johann H. den Anton S., obſchon 
derſelbe weder die Schifferprüfung abgelegt hatte, noch auch eine 
tadelloſe langjährige Praxis nachzuweiſen vermochte. Nach mehrtägigem 
Betriebe kenterte am 14. October 1897 bei heftig wehendem Winde 
die Fährte mitten im Innfluſſe, und die in derſelben befindlichen 
Arbeiter Anton S., Apollonio D. und Giacomo O. fanden ihren 
Tod durch Ertrinken. Als Urſache des Kenterns bezeichneten die Ex— 
perten einerſeits die Ueberlaſtung des Kahnes mit Sand und ander— 
ſeits die ungeſchickte Manipulation des die Fähre führenden Anton 
S. Auf Grund dieſes Sachverhaltes zur Verantwortung gezogen, 
wurde Johann H. mit dem Urtheile des Innsbrucker Landesgerichtes 
vom 1. Juli 1898 des im 8 335 St.⸗-G. bezeichneten Vergehens 
ſchuldig erkannt. Den Delictsthatbeſtand erblickte das Landesgericht in 
der Unterlaſſung des Einholens der behördlichen Bewilligung, in der 
Unterlaſſung der Anbringung von Heimlatten an der Fähre und in 
der Beſtellung des ſchiffsunkundigen Anton S. zum Fährmann. Die 
gegen dieſes Urtheil von Johann H. eingebrachte Nichtigkeitsbeſchwerde 
bekämpfte, ſoweit die Nichtigkeitsgründe der Zahl 9 a und b des 
§ 281 St.⸗P.⸗O. geltend gemacht wurden, der Vertreter der 
Generalprocuratur mit folgenden Ausführungen: 

Als Nichtigkeitsgrund der Zahl 9 a des § 281 St.⸗P.⸗O. 
führt die Beſchwerde aus, der Delictsthatbeſtand des § 385, reſpective 
§ 336 b St.⸗G. ſei im vorliegenden Falle ausgeſchloſſen, weil: a) die 
vom Angeklagten nicht beachteten Beſtimmungen des Geſetzes vom 
30. Mai 1869, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 93, des Geſetzes vom 28. Auguſt 
1870, tirol. L.-G.⸗Bl. Nr. 64, und der Miniſterialverordnungen vom 
16. October 1876, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 128, und vom 25. Juli 1889, 
R.⸗G.⸗Bl. 122, nur auf gewerbsmäßig betriebene, dem Perſonen— 
transport dienende Ueberfuhren, jene der beiden erſtgenannten Geſetze 
überdies nur auf ſchiffbare Gewäſſer anzuwenden ſeien, während vor— 
liegend nur eine proviſoriſche Ueberfuhr zum Sandtransporte auf 
einem flößbaren Fluſſe in Betracht komme; b) Anton S. als ſchiffs— 
kundiger Fährmann die geſetzliche Eignung zu dem ihm übertragenen 
Dienſte beſeſſen habe, und c) der Unglücksfall nicht durch die Ueber⸗ 
tretung der oben angeführten Vorſchriften, ſondern der Urtheils⸗ 
begründung zufolge durch die Ueberlaſtung des Fahrzeuges und die 
ungeſchickte Manipulation des Anton S. herbeigeführt worden ſei, 
wofür den Angeklagten keine Verantwortung treffe, mithin der ein— 
getretene Tödtungserfolg mit den unter Anklage geſtellten Unter⸗ 
laſſungen des Angeklagten nicht im Cauſalnexus ſtehe. 

Auch in dieſen Richtungen erweiſt ſich die Nichtigkeitsbeſchwerde 
als unhaltbar. Hervorzuheben iſt zunächſt, daß mit Rückſicht auf den 
Zweck der im $ 7 des Geſetzes vom 30. Mai 1869, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 93, enthaltenen Beſtimmungen, den Verkehr auf Privat- und 
öffentlichen Gewäſſern zu ſichern, unter die im zweiten Abſatze dieſes 
Paragraphes genannten „ſchiffbaren Gewäſſer“ auch flößbare Flüſſe 
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zu zählen find,! da ja einerſeits auch die Floßfahrt durch Ueber— 
fuhren behindert wird, und anderſeits den Fluß überſetzende Fahr— 
zeuge durch Floͤße in gleichem, wenn nicht noch höherem Grade ge— 
fährdert werden können, als durch ſonſtige zur Schifffahrt verwendete 
Fahrzeuge. Allein bindend für den Angeklagten war insbeſondere auch 
das tiroliſche Landesgeſetz vom 28. Auguſt 1870, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, 
und daß dieſes auch für Privatüberfuhranſtalten ohne gewerbsmäßigen 
Betrieb auf flößbaren Gewäſſern die behördliche Genehmigung vor— 
ſchreibt, kann nicht zweifelhaft ſein, ſobald der § 7 dieſes Geſetzes 
mit deſſen § 76 in Verbindung gebracht wird. Letzterer erklärt ganz 
allgemein, daß die Bewilligung von Anlagen und Ueberfuhranſtalten 
in den zu Schiff- oder Floßfahrt benützten Strecken der fließenden 
Gewäſſer der politiſchen Landesbehörde vorbehalten ſei; daraus ergibt 
ſich zur Evidenz, daß § 7 dieſes Geſetzes, wenn er von „ſchiffbaren 
Gewäſſern“ ſpricht, auch flößbare Gewäſſer im Auge hat. Auch der 
Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 27. Auguſt 1879, 3. 4386, 
(kundgemacht für Tirol und Vorarlberg am 6. September 1879, 
tirol. L.-G.⸗Bl. Nr. 44) ſetzt voraus, daß für die Errichtung von 
Ueberfuhren in den zur Schiff- oder Floßfahrt benützten Strecken 
fließender Gewäſſer die Bewilligung der politiſchen Landesbehörde ein— 
zuholen ſei. Es war ſomit, da vorliegend die Ueberfuhr in einer 
flößbaren Strecke des Innfluſſes angelegt wurde, die Bewilligung der 
Statthalterei zu dieſer Anlage einzuholen; daß aber die für den 
Betrieb von Ueberfuhren gegebenen Vorſchriften auch in ſolchen Fällen 
zu beobachten find, in denen die Ueberfuhr nicht dem regelmäßigen 
Perſonentransporte zu dienen beſtimmt iſt, bringt die Minifterial- 
verordnung vom 25. Juli 1889, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 122, klar zum Aus⸗ 
druck, indem ſie die mit der Miniſterialverordnung vom 16. October 
1876, R.⸗G.-Bl. Nr. 128, feſtgeſetzte Markierung der zuläſſigen 
Schiffstauchung (mit dieſe Anordnung noch verſchärfenden Modifica⸗ 
tionen) für alle Ueberfuhrfahrzeuge vorſchreibt und für ausſchließlich 
dem Perſonentransporte dienende Ueberfuhrfahrzeuge noch weitere 
Sicherheitsmaßregeln (Anbringung einer Blechtafel zur Bezeichnung 
der Normalzahl der auf dem Fahrzeuge gleichzeitig zu beförbernden 
Perſonen) anordnet. In der Unterlaſſung des Einholens der behörd— 
lichen Genehmigung der Ueberfuhrankage und der Anbringung der 
Heimlatten an dem Ueberfuhrfahrzeuge erkannte ſomit der Gerichtshof 
mit Recht Pflichtwidrigkeiten, die als Momente ſtrafbarer culpa in 
Betracht zu kommen haben, mag auch die Ueberfuhr bloß dem Sand— 
transporte gedient haben. 

Als Führer von Ueberfuhrfahrzeugen dürfen gemäß des vor— 
letzten Abſatzes der Miniſterialberordnung vom 25. Juli 1889, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 122, nur Schiffskundige verwendet werden, deren 
entſprechende Qualification entweder durch die Schifferprüfung oder 
durch tadelloſe langjährige Praxis erwieſen iſt. Daß Anton S. weder 
das Eine noch das Andere nachweiſen konnte, ſteht feſt. Nicht darauf 
kommt es an, ob Anton S. eine Zeit lang die Ueberfuhr klaglos 
beſorgt hat, ſondern darauf, ob Angeklagter, bevor er ihm dieſelbe 
anvertraute, ſich davon überzeugte, daß die von der citirten Mini— 
ſterialverorodnung geforderten thatſächlichen Vorausſetzungen vorlagen. 
Und daß dieſe vorhanden waren, vermag auch die Nichtigkeits— 
beſchwerde nicht zu behaupten. Ja, dieſe gibt, indem ſie als nächſte 
Urſache des Umkippens des Kahnes die ungeſchickte Manipulation des 
Anton S. hinſtellt, damit ſelbſt zu, daß dieſer die erforderliche Ge— 
ſchicklichkeit zur Handhabung des eberfuhrfahrzeuges nicht beſaß. 
Mit Recht findet ſomit der Gerichtshof, das auch in dieſer Beziehung 
Angeklagter den Vorſchriften der Miniſterialverordnung vom 25. Juli 
1889, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 122, nicht entſprochen hat. 

DR: „Den ſtrafrechtlichen Begriff der Cauſalität aber verkennt die 
Richtigkeitsbeſchwerde ganz und gar. Mit den Unterlaſſungen des 
Angeklagten iſt der eingetretene Tödtungserfolg deßhalb caufal ver— 
knüpft, weil er bei pflichtmäßigem Verhalten desſelben vermieden 
werden konnte. Hätte Angeklagter die Genehmigung der Ueberfuhranlage 
durch die politiſche Landesbehörde eingeholt, ſo hätte ihm dieſe nur 
bei entſprechender Einrichtung des Fahrzeuges und Beſtellung eines 
ſchiffskundigen Fährmannes ertheilt werden können; die Anbringung 
der Heimlatten hätte den Anton S. und den übrigen an Bord des 


Fahrzeuges befindlichen Perſonen die Ueberwachung der Schiffstauchung 


Ebenſo Ritter v. Heimſtätt „Das öſterreichiſche Waſſerrecht“, S. 173. 


ermöglicht. Deren eventuelles, von der Nichtigkeitsbeſchwerde vermu— 
thetes Verhalten kommt dabei nicht in Betracht, zumal es Sache des 
Angeklagten ſelbſt geweſen wäre, dafür zu ſorgen, daß das Schiff 
nicht bis zur Untertauchung der Heimlatten belaſtet werde. Daß neben 
dieſen Unterlaſſungen, zu denen insbeſondere noch die Beſtellung eines 
nicht ausreichend ſachkundigen Fährmannes hinzutritt, für den Ein— 
tritt des Erfolges noch andere Factoren mitwirkſam waren, ſchließt, 
die Cauſalität nicht aus.! Genug daran, daß dieſe Unterlaſſungen 
Bedingungen für dieſen Eintritt wirkſam werden ließen, und daß 
deren Wirkſamkeit bei pflichtmäßigem Verhalten des Angeklagten nach 
menſchlicher Vorausſicht gehemmt werden konnte. Wird darauf hin— 
gewieſen, daß die Urtheilsbegründung die Ueberlaſtung des Kahnes 
als nächſte Urſache des Unfalles bezeichnet, und das als ſolche that— 
ſächlich die unrichtige Handhabung der Ruderſtange ſeitens des Anton 
S. anzuſehen ſei, ſo iſt hierauf insbeſondere zu erwidern, daß dieſe 
eben in Folge deſſen eintrat, weil Angeklagter auf die Beſtellung eines 
ausreichend ſchiffskundigen Fährmannes nicht bedacht war, und daß 
die Ueberlaſtung des Kahnes eben auch zum Theile in dem Mangel 
erforderlicher Sachkunde des Anton S., zum Theile in der bei Ab⸗ 
gang der Heimlatten unmöglichen verläßlichen Beurtheilung der Schiffs- 
tauchung ihren Grund hat. 

Den Nichtigkeitsgrund der Zahl 9 b des § 281 St.⸗P.⸗O. 
endlich führt die Beſchwerde dahin aus, Angeklagter ſei in einem 
gemäß 8 2 e St.⸗G. die Zurechnung der That ausſchließenden Irr— 
thum befangen geweſen, indem er annahm, die oben eitirten Vor— 
ſchriften, deren Uebertretung ihm zur Laſt gelegt wird, ſeien auf die 
von ihm errichtete, für den Perſonentransport nicht beſtimmte Sand— 
überfuhr nicht anzuwenden. Allein abgefehen davon, daß das Urtheik 
einen ſolchen Irrthum des Angeklagten nicht feſtſtellt, im Gegentheile 
auf Grund des eigenen Geſtändniſſes des Angeklagten für erwiefen 
annimmt, daß er ſich der Pflichtwidrigkeit ſeiner Unterlaſſungen be— 
wußt war, vermöchte ihn die Unkenntniß dieſer Vorſchriften ſchon 
deßhalb nicht zu rechtfertigen, weil er, ſobald er ſich in die Anlage 
einer Ueberfuhr einließ, fich deren Kenntniß zu verſchaffen hatte, und 
weil eben darin, daß er ſich um dieſelben nicht bekümmerte, ſein 
ſtrafbares Verſchulden verkörpert erſcheint. 

Der Caſſationshof fand mit Entſcheidung vom 16. December 
1898, 3. 12.001, die Nichtigkeitsbeſchwerde zu verwerfen. 

Gründe: Nach § 7, Abſatz 2, des Reichswaſſergeſetzes vom 
30. Mai 1869, R.⸗G.-Bl. Nr. 93, iſt die Errichtung von „Privat— 
überfuhranſtalten“ auf ſchiffbaren Gewäſſern, ſelbſt ohne gewerbe— 
mäßigen Betrieb, nur mit behördlicher Genehmigung zuläſſſg. Die 
Beſchwerde beſtreitet die Anwendbarkeit dieſer geſetzlichen Beſtimmung, 
weil keine Privatüberfuhranſtalt vorliege, und der Inn an der Un— 
fallsſtelle kein „ſchiffbares Gewäſſer“ ſei. Anbelaugend die Frage, ob 
eine Ueberfuhranſtalt vorliege, iſt zu erwägen, daß zwar die Draht— 
ſeilfüähre auf Anordnung des Angeklagten zum Behufe des Sand— 
transportes hergeſtellt wurde, daß es aber dieſer Transport noth— 
wendig mit ſich brachte, ſie auch zur Ueberfuhr von Perſonen, nämlich 
der Arbeiter, zu verwenden. Es iſt nicht abzuſehen, weßhalb Arbeiter 
eines gewerblichen Unternehmens, welche vermöge ihrer Beſchäftigung 
eine von deſſen Chef hergeſtellte Ueberfuhr benützen müſſen, jenen 
Schutz nicht genießen ſollten, welchen die Staatsverwaltung dadurch zu 
bieten vermag, daß ſie ſich die Ertheilung der Bewilligung zur Er— 
richtung einer Ueberfuhranſtalt für Perſonentransport vorbehält. 
Betreffend jedoch den Ausdruck „ſchiffbare Gewäſſer“, ſo iſt es zwar 
notoriſch und wird auch durch das Gutachten der Sachverſtändigen 
beſtätigt, daß der Innfluß erſt in ſeinem ſpäteren Laufe, nämlich bei 
Hall, ſchiffbar wird. Allein das Wort „ſchiffbar“ im 8 7 des Reichs— 
waſſergeſetzes iſt im weiteren Sinne zu verſtehen, als „ſchiff- oder 
flößbar“. Dies erhellt auch § 76 des Landesgeſetzes für Tirol vom 
28. Auguſt 1870, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, welcher die Bewilligung 
von Ueberfuhranſtalten in den zur Schiff- oder Floßfahrt 
benützten Strecken der fließenden Gewäſſer der politiſchen Landesſtelle 
zuweiſt. Die Miniſterialverordnung vom 16. October 1876, R.⸗G.⸗Bl. 


gl. Caſſationsentſcheidung vom 11. October 1895, 3. 6179 (Samm⸗ 
lung Nr. 1880), vom 15. März 1889, 3, 14.864 (Sammlung Nr. 1214), vom 
26. November 1881, 3. 7213 (Sammlung Nr. 390), vom 14. April 1883, 
Z. 304, vom 7. April 1883, Z. 15.401, vom 7. März 1884, Z. 14.383 (Samm- 
lung Nr. 752) u. v. a. 


* 


Nr. 128, beginnt mit den Worten: „Um Ueberlaſtungen der Ueber— 
fuhrfahrzeuge und den hiedurch entſtehenden Unglücksfallen thunlichſt 
vorzubeugen“; ſie iſt daher auch dann anwendbar, wenn nicht Per— 
ſonen aus dem Publicum die Ueberfuhrfahrzeuge benützen. Die Mi— 
niſterialverordnung vom 25. Juli 1889, R.-G.⸗Bl. Nr. 122, endlich 
beſtimmt ausdrücklich, daß die Vorſchrift wegen Anbringung von 
Heimlatten „für alle Ueberfuhrfahrzeuge in Anwendung zu bringen 
und unter allen Verhältniſſen zu beobachten ſei“. Hiernach erſcheint 
die auf $ 281, 3. 9 a S.-P.⸗O. geſtützte Beſchwerde unbegründet, 
ſofern fie die Anwendbarkeit der vom Gerichtshofe bezogenen Vor— 
ſchriften beſtreitet. Den Nichtigkeitsgrund der Zahl 9, lit. & des 
§ 281 ſtützt die Nichtigkeitsbeſchwerde auch darauf, daß die Beſtim— 
mungen des vorletzten Abſatzes der Miniſterialverordnung vom 25. Juli 
1889, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 122, wegen der Verwendung qualificirter 
Schiffsführer bloß auf die Inhaber conceſſionirter Ueberfuhrberechti— 
gungen Anwendung finden. Die Faſſung des vorletzten Abſatzes der 
citirten Miniſterialverordnung iſt jedoch ſo allgemein gehalten, daß fie 
alle Ueberfuhrfahrzeuge umfaßt. 

Die Annahme des Cauſalnexus aber wird ganz unzuläſſiger— 
weiſe bekämpft. Hätte der Angeklagte ſich bei der politiſchen Landes— 
ſtelle um die Genehmigung beworben, ſo wäre dieſelbe, ſelbſt bei 
Tauglichkeit des Schiffes an ſich, bloß ertheilt worden, wenn Heim— 
latten angebracht worden wären und wenn der Angeklagte eine qua— 
lificirte, ſchiffskundige Perſon zum Fährmann beſtellt hätte. Hätte der 
Angeklagte Heimlatten angebracht, ſo hätte er ſelbſt die Möglichkeit 
gehabt, die Marimaltauchungsgrenze zu prüfen und die eingetretene 
Ueberlaſtung wahrzunehmen. Der Angeklagte hat dadurch, daß er 
dies unterließ, Bedingungen geſchaffen, bei deren Nichtvorhandenſein 
der ſtrafbare Erfolg vermieden werden konnte. 

Den Nichtigkeitsgrund der Zahl 9, lit b des § 281 St.-P.⸗O. 
endlich erblickt die Beſchwerde darin, daß der Angeklagte annehmen 
durfte, die vorcitirten geſetzlichen Beſtimmungen ſeien auf die auf 
ſeine Anordnung hergeſtellte Ueberfuhr nicht zu beziehen, weshalb ein 
nach § 2, lit. e St.⸗G. die Strafbarkeit ausſchließender Irrthum 
vorliege. 

Der Angeklagte hat ſich indeß im Verhörsprotokolle J. N. 13 
ausdrücklich dahin verantwortet, „daß er ſich deſſen bewußt geweſen 
ſei, daß die behördliche Bewilligung nothwendig ſei, er habe dieſelbe 
auch einholen wollen, aber im Drange der Geſchäfte dies überſehen“. 
Wenn die Beſchwerde behauptet, der Inhalt des Verhörsprotocolles 
dürfte nicht verwerthet werden, weil dasfelbe bei der Hauptverhandlung 
nicht verleſen wurde, fo iſt dagegen betonen, daß die Vernehmung 
des Angeklagten bei der Hauptverhandlung laut der Aufzeichnungen 
des Protokolles mit den Worten beginnt: „Der Angeklagte gibt an, 
wie in der Vorunterſuchung.“ Uebrigens konnte die Unkenntniß der 
Verordnungen nach $ 233 St-G. den Augeklagten niemals entſchul— 
digen, weil er dieſelben nach ſeinem Gewerbe zu wiſſen verpflichtet 
war, und weil derſelbe, hätte er dementſprechend vor Errichtung der 
Ueberfuhr bei der politiſchen Behörde um die Bewilligung hiezu an— 
geſucht, über die weiteren beſonderen Vorſichten, unter welchen allein 
die Bewilligung ertheilt werden konnte, gewiß auch noch belehrt 
worden wäre. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde iſt daher ihrem vollen Umfange nach 
unbegründet und war zu verwerfen. 


Notiz. 

(Ueber eine Entſcheidung in Cartell⸗Sachen in den Ver⸗ 
einigten Staaten) theilen die „Juriſtiſchen Blätter“ nach dem „Albany Law 
Journal“ Nachſtehendes mit: Eine Geſellſchaft von vier jungen Kaufleuten hatte 
im Staate Vermont eine Granitmühle gekauft und in deu beſten Betrieb gebracht. 
Da wurden fie von der Vereinigung der Granitwerke Neuenglands aufgefordert 
beizutreten, und als fie ſich weigerten, gewarnt, daß ihnen kein Mitglied der Ver⸗ 
einigung Rohmaterial verkaufen werde. Dies wurde auch ausgeführt und die 
Mühle thatſächlich dadurch zum Stillſtande gebracht, daß ihr kein Stein geliefert 
wurde. Nach ſechs Monaten verkauften die Beſitzer nothgedrungen ihr Werk und 
klagten die Vereinigung auf Schadenerſatz. Der Oberſte Gerichtshof des Staates ſprach 
ihnen einen ſolchen zu und begründete das ganz intereſſant. „Es ſei richtig, daß 
die Vereinigung keinerlei Zwang auf Dritte ausgeübt, daß ſie ſich vielmehr be— 
ſchränkt habe, ihren eigenen Mitgliedern den Verkauf von Material an die Kläger 
zu unterſagen, ebenſo richtig ſei, daß jedes einzelne Mitglied der Vereinigung voll: 
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kommen berechtigt geweſen ſei, für ſeine Perſon den Klägern nichts zu liefern. 
Aber irrig ſei es, dasſelbe Recht für die Geſammtheit der Mitglieder in Auſpruch 
zu nehmen. Bei der freien Action der Einzelnen werde ſich ſtets eine Divergenz 
ergeben, der Eine entziehe, der Andere gewähre feine Kundſchaft; anders bei einer 
organiſirten Aſſociation, in welcher eine Majorität entſcheidet und die etwa wider— 
ſtrebende Minderheit vertragsmäßig durch Geldſtrafen gezwungen werden könne, 
ſich den Mehrheitsbeſchlüſſen zu fügen. Gegen ſolche Conſpirationen müſſen die 
Gerichte die freie Arbeit und das Capital des Einzelnen ſchützen.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Geheimen Rathe und Sectionschef im Ackerbau— 
minifterium Dr. Ferdinand Edlen von Blumfeld den Freiherruſtand verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Ober-Inſpector und Ober-ffinanzrath Auton Hillerbrand zum Hof— 
rathe und General-Juſpector bei der Generaldirection der Tabakregie ernannt. J 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Staatsbahndirector Anton Palla in Prag zum Staatsbahndirector 
in der fünften Rangsclaſſe unter Belaſſung des Titels und Charakters eines Hof: 
rathes ernannt. 

Se. Majeſtät haben die mit dem Titel und Charakter eines Ober-⸗Finanz— 
rathes bekleideten Finanzräthe Franz Wolf und Johann Weiß zu Ober⸗Finanz⸗ 
räthen bei der Finanzdirection in Salzburg, und zwar den letzteren ac personam 
ernannt. 

Se, Majeſtät haben den Hof- und Gerichtsadvocaten in Wien Dr. Richard 
Schön zum Rathe des Verwaltungsgerichtshofes ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Nareiß Wleſſich, Oskar 
Jarahek und Eligius Smrivic, ſowie den Hofſecretär des Verwaltungsgerichts 
hofes Richard Malnic zu Statthaltereiräthen bei der dalſmatiniſchen Statt: 
halterei ernannt. 

Se. Majeftät haben den Steuer-Ober-Juſpectoren Johann Nezuy, Franz 
Schamal und Albert Richter den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirksarzte Dr. Friedrich Wittmann in 
Wolfsberg den Titel und Charakter eines Ober-Bezirksarztes verliehen, 

Se. Majeſtät haben dem mit den Titel und Charakter eines Hofrathes 
belleideten Landesregierungsrathe in Troppau Othmar Herzig auläßlich der 
Berfegung in den Ruheſtand das Ritterkreuz des Leopoldordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem General-Inſpector und Hofrathe bei der General: 
direction der Tabakregie Vincenz Maurus anläßlich der Verſetzung in den Ruhe 
ſtand das Ritterkreuz des Leopoldordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Ober-Finanzrathe und Finanz-Bezirksdirector in 
Eger Guido' Freiherrn Conrad von Konradsheim anläßlich der Verſetzung 
in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Ober-Poſtverwalter Anton Schindler in 
Kolomea, den Ober-Poſteontroloren Friedrich Eggenthaler in Wien, Felix 
Pumberger in Linz und Guſtav Heym in Krakau, den Hauptſteuereinnehmern 
Ludwig Haller in St. Johann und Alois Lilleg in Laibach, ſowie dem Zoll— 
Oberamts-Controlor Alois Oberenzer in Wien anläßlich der Verſetzung in den 
Ruheſtand den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Rechnungsräthe Ignaz 
Pizunski und Miecislaus Komarnicki zu Ober-Rechnungsräthen und die 
Rechnungsrevidenten Johaun Gofryk und Karl Balzer zu Rechnungsräthen 
bei der galiziſchen Statthalterei ernannt— n 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur Heinrich 
Holzeland zum Ober-Ingenieur in dieſem Miniſterium ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Bezirks⸗Fommiſſäre 
Adam Thürmann und Caſimir Bukowezyk zu Bezirkshauptmännern und 
den Bezirkscommiſſär Vincenz Ferdinand Dubrowolski zum Statthaltereſ— 
Secretär in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Hilfsämter-Directions— 
Adjuneten der n.6. Statthalterei Joſef Hadrboletz zum Hilfsämter-Director 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bezirks⸗Obercommiſſär 
Nikanor Makowei zum Bezirkshauptmanne in der Bukowina ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Veterinär-Concipiſten 
Anton Greiner zum Veterinär⸗Inſpector bei der Statthalterei in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


I Rechwungsrathſtelle in der VIII., 4 Rechnungsrevi denten, 
Rechnungs⸗Officials- und Rechnungsa ſſiſtentenſtellen in der 
IX., X. u. XI. Rangsclaſſe bei der boͤhm. Statthalterei bis 28. Juni 1899 
(Amtsbl. Nr. 137). 

1 Ober-Bezirksarztſtelle in der VIII. Rangsclaſſe in Schleſien bis 
30. Juni 1899 (Amtsbl. Nr. 137). 


eventuell 


1 Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 19 und 20 der Erkeuntniſſe, finanz. rechtlicher Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


